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1. Gültigkeit der Bedingungen des Auftraggebers 

 Diese Einkaufsbedingungen liegen allen Bestellungen zu Grunde und gelten aus-
schließlich. Entgegenstehenden oder zusätzlichen Bedingungen des Auftragnehmers 
(AN) w ird w idersprochen. Sie gelten nur, w enn sich der Auftraggeber (AG) schrif t-
lich und ausdrücklich mit ihnen oder mit Teilen davon einverstanden erklärt.  

 
2. Rangfolge 

 Es gelten für Art und Umfang der beiderseit igen Leistungen in nachst ehender Rang-
folge: 

­ die Bestimmungen der Bestellung/Bestimmungen der Verdingungsunterlagen,  

­ die in der Bestellung aufgeführten w eiteren Vertragsbedingungen, spezielle 
und allgemeine technische Bedingungen, 

­ die Baustellenordnung, so w eit vorhanden, 

­ diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen für Kauf -, Dienst- und Werkverträge 
sow ie 

­ die besonderen und zusätzlichen Vertragsbedingungen. 
 
3. Subunternehmer/Arbeitskräfte aus Nicht-EU-Staaten 

3.1 Die Einschaltung von Subunternehmern bedarf der vorherigen Zustimmung des AG.  
Der AN hat den Subunternehmern bezüglich der von ihm übernommenen Aufgaben 
alle Verpflichtungen aufzuerlegen und deren Einhaltung sicherzustellen, die er ge-
genüber dem AG übernommen hat.  

3.2 Sollten AN oder Subunternehmer Arbeitskräfte einsetzen, die nicht aus EU-Staaten 
stammen, sind dem AG vor Arbeitsbeginn durch den AN die entsprechenden Ar-
beitserlaubnisse auf Verlangen vorzulegen. 

3.3 Setzt der AN Arbeitskräfte ohne vorherige schrif t liche Zustimmung gemäß Zif fer 3.1 
Subunternehmer ein oder verstößt der AN gegen die Pflicht, Arbeitserlaubnisse ge-
mäß Zif fer 3.2 vorzulegen, hat der AG das Recht, vom Vertrag zurückzutreten 
und/oder Schadenersatz w egen Nichterfüllung zu verlangen.  

3.4 Der AN darf seine Subunternehmer nicht daran hindern, mit dem AG Verträge über 
andere Lieferungen/Leistungen abzuschließen. Unzulässig sind insbesondere Exklu-
sivitätsvereinbarungen mit Drit ten, die den AG oder den Subunternehmer am Bezug 
von Lieferungen/Leistungen hindern, die der AG selbst oder der Subunternehmer für 
die Abw icklung derart iger Aufträge benötigt .  

 
4. Ausführung/Umweltschutz, Sicherung, Gesundheitsschutz und Qualität 

4.1 Der AN hat die anerkannten Regeln der Technik und die jew eils gült igen gesetzli-
chen und behördlichen Vorschrif ten und die betrieblichen Regeln und Vorschrif ten 
des AG zu berücksichtigen. Insbesondere hat der AN die berufsgenossenschaft li-
chen Vorschrif ten und Regeln, die " Allgemeinen Vorschrif ten"  BGVA 1 sow ie die 
allgemein anerkannten sicherheitstechnischen und arbeitsmedizinischen Regeln zu 
beachten. Maschinen und technische Arbeitsmittel sind entsprechend der Maschi-
nenverordnung mit einer Betriebsanleitung und einer EG-Konformitätserklärung zu 
liefern. Sie müssen außerdem den in den Verzeichnissen A und B der " Allgemeinen 
Verw altungsvorschrif t  zum Gesetz über technische Arbeitsmittel"  aufgeführten 
Normen sow ie sonstigen Regeln mit sicherheitstechnischem Inhalt  und den beruf s-
genossenschaft lichen Vorschrif ten und Regeln entsprechen. Es sind vorzugsw eise 
Arbeitsmittel mit CE-Kennzeichnung zu liefern. Ist ein Prüfzeichen nicht erteilt , ist  
die Einhaltung der o. g. Vorschrif ten dem AG nachzuw eisen.  

4.2 Für den Fall, dass der AN Stoffe liefert, die Gefahrstoffe im Sinne der Gefahr-
stoffverordnung sind, ist der AN verpf lichtet, unaufgefordert vor der Lieferung das 
EG-Sicherheitsdatenblatt  (§ 14 GefStoffV) zur Verfügung zu stellen. Der Einsatz von 
Krebs erregenden Stoffen w ird dem AN untersagt.  

4.3 So w eit anw endbar unterhält  der AN ein Qualitätssicherungssystem z. B. gemäß 
DIN EN ISO 9001 - 9003. Der AG ist berechtigt, das System nach Abstimmung zu 
prüfen. 

 
5. Versicherungen 

5.1 Der AN muss für die Dauer des Vertrages, einschließlich Garant ie- und Gew ährleis-
tungszeiten, Haftpf lichtversicherungsschutz mit branchenüblichen Kondit ionen 
(Mindestdeckungssumme von 1,5 Mio Euro pro Schadensereignis) unterhalten. Der 
AN muss dies auf Verlangen des AG nachw eisen; geringere Deckungssummen sind 
im Einzelfall mit dem AG abzustimmen. 

5.2 Alle unmittelbar an den AG gerichteten Sendungen (z. B. Lieferungen auf Grund von 
Kaufverträgen, Werklieferungen, Dienstleistungen, Instandhaltungsaufträgen oder 
Spezialanfert igungen, nicht jedoch Materiallieferungen für Werkverträge, die der AN 
in den Anlagen des AG erbringt) sind durch den AN zu versichern.  

 
6. Angebot 

 Der Anbieter hat sich im Angebot genau an die Spezif ikat ion und den Wort laut der 
Anfrage zu halten. Im Falle von Abw eichungen ist ausdrücklich darauf hinzuw eisen. 
Das Angebot hat kostenlos zu erfolgen.  

 
7. Bestellung 

7.1 Bestellungen bedürfen der Schrif t form. Mündliche Nebenabreden zur Bestellung sind 
nur verbindlich, w enn sie schrif t lich bestät igt w erden. Dies gilt  auch für nachträgl i-
che Änderungen und Ergänzungen.  

7.2 Änderungen/Erw eiterungen des Liefer-/Leistungsumfanges, die sich bei der Ausfüh-
rung als erforderlich erw eisen, w ird der AN dem AG unverzüglich schrif t lich anzei-
gen. Sie bedürfen der vorherigen schrif t lichen Zustimmung des AG. 

7.3 Die Schrif t form ist auch gew ahrt bei Übermitt lung auf dem Wege der elektronischen 
Datenverarbeitung. 

7.4 Die Bestellung ist innerhalb von 10 Werktagen durch den AN auf der hierfür vorge-
sehenen Kopie der Bestellung (Bestellannahme) rechtsgült ig unterschrieben zu be-
stät igen. Dies gilt  nicht für Bestellungen, die vom AG auf dem Wege der elektroni-
schen Datenübertragung übermittelt  w urden. In diesem Fall reicht eine elektronische 
Bestät igung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
8. Liefer-/Leistungszeit 

8.1 Die in der Bestellung angegebenen Termine der Lieferung oder Leistung sind bin-
dend. Der AN ist verpf lichtet, den AG unverzüglich schrif t lich zu informieren, w enn 
Umstände eintreten oder ihm erkennbar w erden, aus denen sich ergibt, dass der 
vereinbarte Termin nicht eingehalten w erden kann. 

8.2 Auf das Ausbleiben notw endiger, vom AG zu liefernder Unterlagen kann sich der 
AN nur berufen, w enn er diese Unterlagen trotz schrif t licher Anmahnung nicht in-
nerhalb angemessener Frist erhalten hat. 

 
9. Versand/Erfüllungsort 

9.1 Erfüllungsort ist die von dem Besteller in der Bestellung angegebene Lieferadresse.  

9.2 Es sind die für den AG günstigsten Transportmöglichkeiten zu w ählen, sofern der 
AG nicht ausdrücklich bestimmte Beförderungsvorschrif ten angegeben hat. Die Lie-
ferungen sind so zu verpacken, dass Transportschäden vermieden w erden.  

9.3 Neben der Versandanschrif t  sind in den Transportpapieren die Bestellangaben (Be-
stell-Nr., Bestelldatum), Anlieferstelle, ggf . Name des Empfängers und Material-Nr.) 
anzugeben. 

9.4 Bei der Lieferung von Gefahrstoffen sind dem AG Produktinformationen, insbeson-
dere Sicherheitsdatenblätter, rechtzeit ig vor der Lieferung zu übermitteln. Das Glei-
che gilt  für Informationen bezüglich gesetzlich bedingter Vermarktungsbeschränkun-
gen. 

9.5 Die durch Fehlleitung von Lieferungen entstehenden Kosten trägt der AN, sofern er 
den Transport übernimmt oder die Fehlleitung des Transportes verschuldet hat.  

9.6 Der AN ist zu Teillieferungen/-leistungen grundsätzlich nur mit schrif t licher Zustim-
mung des AG berecht igt. 

 
 
10. Betreten und Befahren des Werksgeländes/der Baustelle 

10.1 Beim Betreten und Befahren des Werksgeländes/der Baustelle des AG ist den An-
w eisungen des Fachpersonals des AG zu folgen. Das Betreten oder Befahren des 
Werksgeländes/der Baustelle ist rechtzeit ig anzumelden. Die Vorschrif ten der StVO 
sind einzuhalten. Der AG und seine Mitarbeiter haften, gleich aus w elchem Recht s-
grund, nur für grobe Fahrlässigkeit  und Vorsatz, bei Verletzung von Leben, Körper 
oder Gesundheit auch für einfache Fahrlässigkeit .  

10.2 Werden Leistungen auf dem Werksgelände/der Baustelle erbracht, so gilt  die ent-
sprechende Baustellenordnung/Betriebs-ordnung. Bei Arbeitsaufnahme oder auf vor-
herige Anforderung w ird den Aufsichtspersonen des AN eine Ausfert igung der 
Baustellenordnung/Betriebsordnung einschließlich Anlagenverzeichnis gegen Unter-
schrif t  ausgehändigt. Die Kenntnis über den Inhalt  der Baustellenord-
nung/Betriebsordnung einschließlich Anlagenverzeichnis ist durch eine schrif t liche 
Erklärung zu bestät igen. 

 
11. Gefahrübergang 

 Die Gefahr geht erst  auf den AG über, nachdem die Lieferung/ Leistung dem AG 
übergeben oder von ihm abgenommen ist.  

 
12. Mängelansprüche 

12.1 Dem AG stehen die gesetzlichen Mängelansprüche ungekürzt zu. Mängelansprüche 
verjähren nach den gesetzlichen Bestimmungen, frühestens gem. §  438 BGB nach 
zw ei Jahren. Wählt der AN im Rahmen der Nacherfüllung die Mangelbeseit igung 
und ist diese dem AG nicht zumutbar, kann der AG Neulieferung/-leistung verlangen 
oder die w eiteren gesetzlichen Mängelansprüche geltend machen. 

12.2 Bei Mängeln verlängert sich die Gew ährleistungszeit  um die zw ischen Mängelrüge 
und Mängelbeseit igung liegende Zeit . Wird der Liefer-/Leistungsgegenstand neu ge-
liefert, ganz oder teilw eise nachgebessert oder ersetzt, beginnt die Gew ährleis-
tungszeit  für den neu gelieferten, ersetzten oder ganz bzw . teilw eise nachgebesser-
ten Gegenstand bzw . entsprechende Teilkomponente erneut.  

 
13. Rechts-/Sachmängel 

13.1 Die gelieferten Produkte sind frei von Rechts- und Sachmängeln. 

13.2 Der AN haftet nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen für Rechts- und 
Sachmängel. Er gew ährleistet die sorgfält ige und sachgemäße Erfüllung des Vertra-
ges, insbesondere die Einhaltung der festgelegten Spezif ikat ionen und sonstigen 
Ausführungsvorschrif ten des AG entsprechend dem neuesten Stand von Wissen-
schaft und Technik, sow ie die Güte und Zw eckmäßigkeit  der Lieferung hinsicht lich 
Material, Konstrukt ion und Ausführung und der zur Lieferung gehörenden Unterla-
gen (Zeichnungen, Pläne u. Ä.). Die festgelegten Spezif ikat ionen gelten als vertrag-
lich zugesicherte und garantierte Eigenschaften des Gegenstandes der Lieferung o-
der Leistung. 

 Die Bestimmungen der §§ 633 bis 639 BGB f inden auch auf Kauf - und Werkliefe-
rungsverträge Anw endung. Der AG kann nach seiner Wahl auch die Rechte gemäß 
§§ 434 ff . BGB ausüben. 

 Die bei der Mängelbeseit igung vom AN zu tragenden Kosten umfassen auch die 
Aufw endungen für Verpackung, Fracht und Anfuhr, die zum Ab- und Einbau aufge-
w andte Arbeit , Reisekosten und die Durchführung der Mängelbeseit igung beim AG.  

 Wird keine schrif t liche Abnahmebestät igung ausgestellt , so beginnt die Gew ährleis-
tungsfrist zw ei Wochen nach Eingang der Lieferung beim AG. Für gelieferte Ersat z-
stücke und Nachbesserungsarbeiten leistet  der AN w ie für den Gegenstand der Lie-
ferung Gew ähr. Die Gew ährleistungsfrist beginnt  nach Beseit igung der beanstande-
ten Mängel. Für Lieferteile, die w egen Gew ährleistungsmängel nicht in Betrieb blei-
ben konnten, verlängert sich eine laufende Gew ährleistungspflicht um die Zeit  der 
Betriebsunterbrechung, w enn der AG dem AN die Betriebsunterbrechung anzeigt.  

13.3 Der AN ist auf Verlangen des AG verpf lichtet, die Produkte nach allgemeinen deut-
schen Industrienormen zu testen und dem AG die Testergebnisse kostenlos zur Ver-
fügung zu stellen. Auch der AG ist berecht igt, die Produkte zu testen. Tests in die-
sem Sinne gelten nicht als Abnahme. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
14. Mängelrüge 

 Bei Lieferung von Waren, die der AG gemäß §§ 377 HGB untersuchen muss, be-
trägt die Frist zur Untersuchung der Ware und zur Rüge eines offenen Mangels 12 
Werktage ab Entgegennahme der Lieferung. Die Rügefrist bei versteckten Mängeln 
beträgt 12 Werktage ab Entdeckung des Mangels. 

 
15. Preise/Rechnungslegung 

15.1 Die in der Bestellung genannten Preise sind einschließlich sämtlicher Nachlässe und 
Zuschläge Festpreise, einschließlich gesetzlicher Umsatzsteuer. 

15.2  So w eit nicht ausdrücklich etw as anderes vereinbart ist, w ird ein als vom Hundert-
satz angebotener Preisnachlass bei der Abrechnung und den Zahlungen von den 
Einheits- und Pauschalpreisen abgezogen, auch bei Nachträgen, deren Preise auf der 
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Grundlage der Preisermitt lung für die vertragliche Leistung zu bilden sind. Das gilt  
auch, w enn der Preisnachlass auf die Angebots- oder Auftragssumme bezogen ist. 
Änderungssätze bei vereinbarter Lohngleitklausel sow ie Erstattungsbeiträge bei ver-
einbarter Stoffpreisgleitklausel w erden durch den Preisnachlass nicht verringert.  

15.3 Die 2-fach auszufert igenden Rechnungen sind nach erfolgter Lieferung/Leistung - 
getrennt nach Bestellungen - an die in der Bestellung angegebene Rechnungsan-
schrif t  bzw . an die Verw altung des AG zu senden; Bestellnummern sind anzugeben, 
sämtliche Abrechnungsunterlagen (Stücklisten, Arbeitsnachw eise, Aufmaße usw .) 
sind beizufügen. 

15.4 Rechnungen über Teillieferungen/-leistungen sind mit dem Vermerk " Teillieferungs-
rechnung"  bzw . " Teilleistungsrechnung"  bzw . Schlussrechnungen mit dem Vermerk 
„ Schlussrechnung“  zu versehen. 

15.5 Jede Rechnung muss die gesetzlich geschuldete Umsatzsteuer separat ausw eisen. 
Originalrechnungen dürfen der Warenlieferung nicht beigefügt w erden.  

 
16. Abtretungsverbot 

 Abtretungen sow ie sonstige Übertragungen von Rechten und Pflichten des AN 
außerhalb des Anw endungsbereiches des § 354a HGB sind ausgeschlossen; Aus-
nahmefälle bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der schrif t lichen Einw illigung des AG.  

 
17. Kündigung 

17.1 Die Beauftragung mit Werk- (§ 631 BGB) oder Werklieferungsleistungen (§ 651 
BGB) über nicht  vertretbare Sachen kann vom AG jederzeit  bis zur Vollendung des 
Werkes bzw . der Werklieferung gemäß § 649 BGB gekündigt w erden. Analog ver-
hält  es sich mit Dienstleistungen. Abw eichend von den gesetzlich geregelten Kündi-
gungsfolgen gilt : Wird aus einem w ichtigen Grund, den der AN zu vertreten hat, 
vom AG gekündigt, so sind dem AN nur die bis zum Zugang der Kündigung erbrach-
ten Einzelleistungen, die vom AG verw ertet w erden, zu vergüten. Schadenersatzan-
sprüche des AG bleiben unberührt. Insbesondere hat der AN entstehende Mehrauf-
w endungen zu ersetzen. 

17.2 Wird aus einem w ichtigen Grund, den der AN nicht zu vertreten hat, vom AG ge-
kündigt, erhält  der AN nur die vereinbarte Vergütung für die bis zum Zugang der 
Kündigung erbrachten und vom AG abgenommenen Einzelleistungen. Weitergehen-
de Ansprüche des AN sind ausgeschlossen. Im Übrigen gelten die in § 649 BGB ge-
regelten Kündigungsfolgen. 

17.3 Von der Bestellung von Lieferungen (§ 433 BGB) kann der AG aus w ichtigem Grund 
bis zur Übergabe der Lieferung jederzeit  zurücktreten. In diesem Fall gelten hinsicht-
lich des Vergütungsanspruches des AN die vorstehenden Zif fern entsprechend; der 
AG erw irbt Eigentum an den vergüteten Teilleistungen.  

 
17.4 Ein w ichtiger Grund im Sinne der Zif fer 17.3 liegt insbesondere vor, w enn als Folge 

hoheit licher Entscheidungen für den AG das Interesse an der Erbringung der ver-
tragsgemäßen Leistungen entfällt , auf Seiten des AN ein Insolvenz- oder Vergleichs-
antrag gestellt  w ird, die Voraussetzungen für einen Insolvenz- oder Vergleichsantrag 
vorliegen oder der AN seiner Verpflichtung zur Nacherfüllung nicht innerhalb einer 
schrif t lich gesetzten, angemessenen Frist nachkommt. 

 
18. Abfallentsorgung 

 So w eit bei den Lieferungen/Leistungen des AN Abfälle entstehen, verw ertet oder 
beseit igt der AN die Abfälle - vorbehalt lich abw eichender schrif t licher Vereinbarung 
- auf  eigene Kosten gemäß den Vorschrif ten des Abfallrechts. Eigentum, Gefahr und 
die abfallrechtliche Verantw ortung gehen im Zeitpunkt des Abfallanfalls auf den AN 
über. 

 
19. Gewichte/Mengen 

 Bei Gew ichtsabw eichungen gilt  das bei der Eingangsmeldung durch den AG festge-
stellte Gew icht, w enn nicht der AN nachw eist, dass das von ihm berechnete Ge-
w icht nach einer allgemein anerkannten Methode richt ig festgestellt  w urde. Analog 
gilt  dies auch für Mengen. 

 
20. Gewerbliche Schutzrechte (Patente, Lizenzen, Gebrauchsmuster usw.), Urheber-

rechte 

 Der AN haftet dafür, dass durch die Lieferung und Benutzung der Liefergegenstände 
und/oder des hergestellten Werkes Patente oder Schutzrechte Drit ter nicht verletzt  
w erden. Der AN verpf lichtet sich, den AG von etw aigen Ansprüchen Drit ter w egen 
Verletzung dieser Rechte freizustellen und den AG auch sonst schadlos zu halten. 
Auch w enn gew erbliche Schutzrechte des AN bestehen, dürfen vom AG oder von 
seinen Beauftragten Instandsetzungen vorgenommen w erden. 

 
21. Geheimhaltung 

 Der AN ist verpf lichtet, alle Informationen, die er bei Durchführung der Bestellung 
erhält , uneingeschränkt vertraulich zu behandeln. Dies gilt  nicht für Informationen, 
die dem AN bei Empfang bereits bekannt w aren oder von denen er anderw eit ig 
Kenntnis (z. B. von Drit ten ohne Vorbehalt der Vertraulichkeit  oder durch eigene un-
abhängige Bemühungen) erlangt hat. 

 Der AN ist verpf lichtet, die gesetzlichen Bestimmungen über den Datenschutz 
einschließlich der schrif t lichen Verpflichtungen von Mitarbeitern nach § 5  Bundesda-
tenschutzgesetz (BDSG) zu beachten. 

 Der AN hat diese Verpflichtungen allen von ihm mit der Durchführung des Vertrags 
beauftragten Personen aufzuerlegen. 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 Alle vom AG übergebenen Unterlagen bleiben Eigentum des AG. Sie dürfen Drit ten 

nicht zugänglich gemacht w erden und sind nach Durchführung der Bestellung voll-
ständig und unaufgefordert an den AG zurückzugeben. Als Drit te gelten nicht die 
vom AN eingeschalteten Sonderfachleute und Subunternehmer, w enn sie sich ge-
genüber dem AN in gleicher Weise zur vertraulichen Handhabung verpf lichtet haben. 
Der AN haftet für alle Schäden, die dem AG aus der Verletzung dieser Verpflichtung 
erw achsen. 

 An allen Abbildungen, Zeichnungen, Berechnungen, Analysemethoden, Rezepturen 
und sonstigen Werken, die vom AN bei dem Zustandekommen und der Durchfüh-
rung der Bestellung gefert igt oder entw ickelt  w erden, stehen dem AG sämtliche 
Nutzungsrechte ausschließlich zu. 

 
22. Veröffentlichung/Werbung 

 Eine Ausw ertung oder Bekanntgabe der mit dem AG bestehenden Geschäftsbezie-
hungen in Veröffentlichungen oder zu Werbezw ecken ist nur mit ausdrücklichen 
vorherigen schrif t lichen Zustimmung des AG zulässig.  

 

23. Verbringung ins Ausland 

 Dem AN ist bekannt, dass die Verbringung von Unterlagen und Gegenständen aller 
Art in vielen Fällen einer Genehmigung z. B. nach dem Außenw irtschaftsgesetz be-
darf. Der AN ist dafür verantw ort lich, dass in den Fällen, in denen er eigene Unter-
lagen oder Gegenstände bzw . Unterlagen oder Gegenstände des AG ins Ausland 
verbringt, die Genehmigungsfähigkeit  der Verbringung geprüft  w ird und - so w eit  
nötig - sämtliche erforderlichen Genehmigungen rechtzeit ig eingeholt und alle ein-
schlägigen Rechtsvorschrif ten eingehalten w erden. 

 Bei Zuw iderhandlung gegen diese Vorschrif ten behält sich der AG die Geltendma-
chung von Ersatzansprüchen für entstandene Schäden vor.  

 
24. Gerichtsstand 

 So w eit der AN Kaufmann im Sinne des Handelsgesetzbuches, jurist ische Person 
des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist, ist  der Sitz 
des AG ausschließlicher Gerichtsstand für alle sich aus dem Vertragsverhältnis un-
mittelbar oder mittelbar ergebenden Streit igkeiten. Darüber hinaus ist der AG be-
rechtigt, vor dem Gericht zu klagen, das am Sitz des AN zuständig ist.  

 
25. Vertragssprache/Anwendbares Recht 

25.1 Vertragssprache ist deutsch. Es gilt  deutsches Recht. 

25.2 Hat der AN seinen Sitz im Ausland, w ird deutsches Recht unter Ausschluss des 
Kollisionsrechts und unter Ausschluss des Übereinkommens der Vereinten Nationen 
über Verträge über den internationalen Warenkauf vom 11.04.1980 vereinbart. 
Handelsübliche Klauseln sind nach den jew eiligen gült igen Icoterms - ICC, Paris, 
auszulegen. 

 
26. Salvatorische Klausel 

 Sollten einzelne Bestimmungen dieser Bedingungen ungült ig/undurchführbare sein 
oder w erden, so bleiben die übrigen Bestimmungen w irksam. 

 Die Parteien sind verpf lichtet, die ungült ige/undurchführbare Bestimmung vom 
Beginn der Ungült igkeit /Undurchführbarkeit  an durch eine w irtschaft lich möglichst  
gleichart ige Bestimmung zu ersetzen. 

 


